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Vorwort zur Reihe

Mit	dem	so	genannten	»Bologna-Prozess«	galt	es	neu	auszutarieren,welches	Wissen	Studierende	der	Sozialen	Arbeit	benötigen,	um	trotzerheblich	verkürzter	Ausbildungszeiten	auch	weiterhin	»beru�licheHandlungsfähigkeit«	zu	erlangen.	Die	Ergebnisse	dieses	nicht	ganzschmerzfreien	Abstimmungs-	und	Anpassungsprozesses	lassen	sichheute	allerorten	in	volumigen	Handbüchern	nachlesen,	in	denen	dieneu	entwickelten	Module	detailliert	nach	Lernzielen,	Lehrinhalten,Lehrmethoden	und	Prüfungsformen	beschrieben	sind.	Eine	diskursiveSelbstvergewisserung	dieses	Ausmaßes	und	dieser	Präzision	hat	es	vorBologna	allenfalls	im	Ausnahmefall	gegeben.Für	Studierende	bedeutet	die	Beschränkung	der	akademischenGrundausbildung	auf	sechs	Semester,	eine	annähernd	gleich	großeStofffülle	in	deutlich	verringerter	Lernzeit	bewältigen	zu	müssen.	DieErwartungen	an	das	selbständige	Lernen	und	Vertiefen	des	Stoffs	inden	eigenen	vier	Wänden	sind	deshalb	deutlich	gestiegen.	Bologna	hatdas	eigene	Arbeitszimmer	als	Lernort	gewissermaßen	rekultiviert.Die	Idee	zu	der	Reihe,	in	der	das	vorliegende	Buch	erscheint,	ist	vordem	Hintergrund	dieser	bildungspolitisch	verändertenRahmenbedingungen	entstanden.	Die	nach	und	nach	erscheinendenBände	sollen	in	kompakter	Form	nicht	nur	unabdingbares	Grundwissenfür	das	Studium	der	Sozialen	Arbeit	bereitstellen,	sondern	sich	durchihre	Leserfreundlichkeit	auch	für	das	Selbststudium	Studierenderbesonders	eignen.	Die	Autor/innen	der	Reihe	verp�lichten	sich	diesemZiel	auf	unterschiedliche	Weise:	durch	die	lernzielorientierteBegründung	der	ausgewählten	Inhalte,	durch	die	Begrenzung	derStoffmenge	auf	ein	überschaubares	Volumen,	durch	dieVerständlichkeit	ihrer	Sprache,	durch	Anschaulichkeit	und	gezielteTheorie-Praxis-Verknüpfungen,	nicht	zuletzt	aber	auch	durch	lese(r)-



freundliche	Gestaltungselemente	wie	Schaubilder,	Unterlegungen	undandere	Elemente.
Prof. Dr. Rudolf Bieker, Köln



Zu diesem Buch

Sozialrecht	ist	Grundlage	und	Handwerkszeug	für	die	Soziale	Arbeit.Sozialarbeiterinnen	erbringen	persönliche	Hilfen	überwiegend	zurErfüllung	sozialrechtlicher	Leistungsansprüche	und	benötigen	daherKenntnisse	des	Sozialrechts	als	Kriterium	für	ihr	richtiges	undzulässiges	Handeln.Gleichzeitig	ist	jede	klientenorientierte	Soziale	Arbeit	daraufgerichtet,	verfügbare	Ressourcen	bestmöglich	nutzbar	zu	machen.Neben	den	Kompetenzen	jedes	einzelnen	Menschen	und	seinensozialen	Bezügen	gehören	Ansprüche	auf	Sozialleistungen	als�inanzielle	Ressourcen	zu	den	wichtigen	Ressourcen	von	Menschen	inprekären	Lebenslagen.	Diese	zu	erschließen,	gehört	zu	denBasisaufgaben	Sozialer	Arbeit.	Sozialrechtsberatung	wird	denFachkräften	der	Sozialen	Arbeit	zunehmend	in	allen	Arbeitsfeldernabverlangt,	weil	die	Bedingungen	und	Verschränkungen	derverschiedenen	Sozialleistungen	für	den	Bürger	nicht	mehrdurchschaubar	sind	und	von	den	Behörden	oft	nicht	genugInformationen	und	Unterstützungen	zu	erhalten	sind.	Für	dieEinschaltung	von	Rechtsanwälten	gibt	es	im	Bereich	des	Sozialrechtserst	ab	dem	Widerspruchsverfahren	öffentliche	Hilfen	(Beratungshilfe).Dieses	Lehrbuch	vermittelt	einen	Überblick	über	die	Bereiche	desSozialrechts,	die	in	der	Sozialen	Arbeit	eine	besondere	Rolle	spielen,erhebt	aber	nicht	den	Anspruch	auf	eine	vollständige	Darstellung	desSozialrechts.	Ein	besonderer	Schwerpunkt	wird	auf	den	Zugang	zu	denLeistungen	gelegt	sowie	auf	die	Rechte	und	P�lichten	der	Bürgergegenüber	den	Sozialleistungsbehörden.	Deshalb	wird	dasVerfahrensrecht	dem	materiellen	Sozialrecht	vorangestellt;	dieanschließende	Darstellung	der	einzelnen	Sozialleistungen	kann	so



immer	wieder	auf	die	allgemeinen	Regelungen	undVerfahrensvorschriften	Bezug	nehmen.Im	Übrigen	folgt	die	Darstellung	der	Aufteilung	der	Leistungen	in	dievier	Bereiche	Vorsorge,	Entschädigung,	Förderung	undGrundsicherung.	Einzelne	Leistungsgesetze	werden	dabei	sehr	knappbehandelt	(z.	B.	Rentenversicherung)	oder	auch	übergangen(Kriegsopferfürsorge),	weil	sie	im	Berufsalltag	der	Sozialen	Arbeit	nureine	geringe	Rolle	spielen.	Andere	Bereiche	(P�legeversicherung,Grundsicherung	nach	SGB	II,	Familienleistungen)	werden	detaillierterund	auch	in	ihren	Bezügen	zu	anderen	Rechtsgebieten	dargestellt,	dadie	Kenntnis	dieser	Leistungen	zum	unverzichtbaren	Handwerkszeugjeder	Sozialarbeiterin	gehört.Die	Leistungen	für	Menschen	mit	Behinderung	werden	in	einemgesonderten	Kapitel	unabhängig	von	ihrer	Zuordnung	zu	denverschiedenen	Bereichen	des	Sozialrechts	behandelt,	weil	in	diesemBereich	die	Anspruchsgrundlagen	nicht	aus	dem	Bedarf	allein	ermitteltwerden	können,	sondern	die	Ursachen	der	Behinderung	und	dieRangfolge	der	verp�lichteten	Leistungsträger	mit	zu	beachten	sind.	Wasalso	in	den	Sozialgesetzen	verstreut	und	fragmentiert	geregelt	ist,	sollin	der	Darstellung	für	die	Praxis	zusammengeführt	werden.Nicht	behandelt	wird	der	Bereich	des	Kinder-	und	Jugendhilferechtsnach	SGB	VIII;	ihm	widmet	sich	zusammen	mit	dem	Familienrecht	eineigener	Band	des	»Grundwissens	Soziale	Arbeit«.Bewusst	versteht	sich	dieser	Band	nicht	als	reinesWissenskompendium,	sondern	auch	als	ein	Methodenbuch.Sozialarbeiterinnen	können	sich	die	Technik	der	Prüfung	einesLeistungsanspruchs	aneignen	und	diese	Technik	an	verschiedenenBeispielen	einüben.	Eine	sichere	Methodenkompetenz	in	derAnwendung	von	Rechtsnormen	kann	nur	erreicht	werden,	wenn	stetsauch	die	angegebenen	Gesetzestexte	herangezogen	werden	und	ihrgenauer	Wortlaut	studiert	wird.	Angesichts	der	schnellenVeränderungen	im	Sozialrecht	emp�iehlt	sich	die	Überprüfunginsbesondere	der	konkreten	Euro-Beträge	anhand	der	aktuellenGesetzesfassung	(http://www.gesetze-im-internet.de).	Dieangegebenen	Gerichtsentscheidungen	können	über	die	Datenbanken
juris	oder	beck-online	(kostenp�lichtig,	daher	nur	über	die	Hochschulen

http://www.gesetze-im-internet.de/


zugänglich),	zum	Teil	aber	auch	frei	zugänglich	im	Internet	abgerufenwerden.Die	Geschlechterformen	werden	in	diesem	Band	inunsystematischem	Wechsel	verwendet;	es	sind	stets	alle	Geschlechtergemeint.	Auch	wird	der	Begriff	des	»Bürgers«	nicht	im	Sinne	vonStaatsbürger,	sondern	im	Sinne	des	Menschen	als	Gegenüber	einerBehörde	oder	Institution	verwendet;	er	umfasst	also	sowohl	deutschewie	nichtdeutsche	Staatsangehörige. Frühjahr	2021Dorothee	Frings	&	Daniela	Schweigler
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1          Grundlagen des Sozialrechts

 Was Sie in diesem Kapitel lernen könnenDas	erste	Kapitel	zeigt,	wie	sich	das	Sozialrecht	in	dasVerfassungsrecht	(Grundgesetz),	in	die	Rechtsordnung	derBundesrepublik	Deutschland	und	in	die	Regelungen	derEuropäischen	Union	einordnet.	Es	skizziert	den	Inhalt	und	dieAufteilung	des	Sozialrechts	und	erläutert,	wie	man	prüfen	kann,	obund	welche	sozialrechtlichen	Ansprüche	vorliegen.	Auch	dieBesonderheiten	der	Leistungserbringung	durch	freie	Träger	und	dieGrundstrukturen	ihrer	Finanzierung	werden	in	einem	kurzenÜberblick	dargestellt.
1.1       Der Begriff des SozialrechtsSoziale	Rechte	dienen	in	einem	Gemeinwesen	dem	Ausgleich	oder	derAbmilderung	sozialer	Ungleichheiten,	die	sich	aus	derunterschiedlichen	Stellung	der	Personen	in	der	Gesellschaft	und	damitin	der	Regel	am	Markt	ergeben	und	die	zumeist	auch	mit	einemMachtgefälle	einhergehen.	Beispiele	hierfür	sind	die	Verhältnissezwischen	Arbeitgebern	und	Arbeitnehmern,	Vermieterinnen	undMieterinnen,	Warenproduzenten	und	Verbraucherinnen,	aber	auchallgemein	vermögenden	und	bedürftigen	Menschen.	Der	staatlicheAuftrag	ist	darauf	gerichtet,	durch	den	Ausgleich	der	sozialenGegensätze	den	gesellschaftlichen	Fortschritt	und	Zusammenhalt	zugewährleisten	und	zugleich	die	Würde	jedes	einzelnen	Menschen	zu



schützen,	der	sich	–	aus	welchen	Gründen	auch	immer	–	in	derBundesrepublik	Deutschland	au�hält.	Unterschieden	wird	zwischen•		sozialem	Recht	in	einem	weiten	Sinn,	welches	alle	Regelungenumfasst,	die	dem	Ausgleich	sozialer	Ungleichheit	dienen;	dazugehören	auch	Regelungen	des	Zivilrechts	wie	etwa	das	Arbeitsrecht,der	Mieter-	und	Verbraucherschutz,	aber	auch	weite	Teile	desSteuerrechts;•		dem	Sozialrecht	im	engeren	Sinn,	welches	ausschließlich	öffentlich-rechtliche	Regelungen	enthält,	die	Ausdruck	der	staatlichenVerantwortung	für	den	Ausgleich	sozialer	Gegensätze	sind.	Es	stelltein	System	von	Leistungsansprüchen	zur	Verfügung,	welches	deneinzelnen	Bürger	von	Lebensrisiken	entlastet,	die	er	aus	eigenenKräften	nicht	bewältigen	kann,	und	ihm	die	Teilhabe	am	Leben	in	derGemeinschaft	ermöglicht.Im	vorliegenden	Buch	soll	es	ausschließlich	um	das	Sozialrecht	imengeren	Sinn	gehen.
1.2       Sozialschutz als GrundrechtAls	individuelle	Grundrechte	gelten	in	einem	modernen	Staat	zunächstdie	Bürgerrechte,	die	dem	Einzelnen	die	Freiheit	seiner	Handlungenund	seines	Privatlebens	einschließlich	des	Eigentumsschutzesgarantieren.	Davon	unterschieden	werden	die	sozialen	Grundrechte	(z.B.	Recht	auf	Arbeit,	auf	Wohnung,	auf	Bildung	und	auf	Gesundheit),	dieoft	als	zweite	Dimension	der	Menschenrechte	bezeichnet	werden.Die	Entwicklung	der	Grund-	und	Menschenrechte	ist	eng	verbundenmit	dem	Übergang	vom	Feudalismus	zur	kapitalistischenWarengesellschaft	im	18.	Jahrhundert.	Diese	grundlegendeökonomische	Umgestaltung	wäre	ohne	die	garantierten	Freiheitsrechtedes	Einzelnen	nicht	denkbar	gewesen.	Erst	der	Schutz	des	Eigentums,die	Kapitalbildung,	das	Recht	auf	Freizügigkeit,	die	Mobilität	desUnternehmers	mit	seinen	Produktionsstätten	und	dieHandlungsfreiheit	der	Bürger	ermöglichten	die	Entwicklung	einesMarktes,	der	nicht	durch	die	Obrigkeit	gesteuert	wurde.



Gleichzeitig	zeigte	sich	schnell,	dass	die	Arbeiter	in	derIndustrieproduktion	vollständig	davon	abhängig	waren,	ihreArbeitskraft	verkaufen	zu	können,	und	ohne	Besitz	oder	Recht	auf	Landdem	ständigen	Risiko	der	Verarmung	ausgesetzt	waren.	So	drängten	siewährend	der	Französischen	Revolution	erstmals	auf	die	Formulierungexpliziter	sozialer	Grundrechte.	In	der	französischen	Verfassung	von1793	(Jakobinerverfassung)	hieß	es	beispielsweise	in	Art.	21:
»Die öffentliche Unterstützung der Bedürftigen ist eine heilige Verp�lichtung. Die Gesellschaft
unternimmt den	Unterhalt	der ins Unglück geratenen Bürger, sei es nun, dass sie ihnen Arbeit
gibt oder denjenigen, welche arbeitsunfähig sind, die Mittel ihres	Unterhalts	zusichert.«Diese	Verfassung	ist	nie	in	Kraft	getreten.	Die	Frage	nach	der	sozialenVerantwortung	des	Staates	aber	beschäftigt	seit	der	FranzösischenRevolution	Staatsrechtler	und	Philosophen.	Wichtige	theoretischeGrundlagen	für	ein	Sozialstaatsmodell	�inden	sich	bei	dem	deutschenPhilosophen	Georg	Wilhelm	Friedrich	Hegel	(1770–1831),	der	nachAntworten	auf	die	extreme	Ungleichverteilung	des	Eigentums	in	derkapitalistischen	Gesellschaft	sucht.	Die	Freiheit	des	Eigentums	und	desWarenverkehrs	sollen	dabei	nicht	beschnitten	werden,	allein	der»sittliche«	(im	Sinne	von	gerechte)	Staat	soll	durch	vielerleiMaßnahmen,	die	möglichst	diskret	und	ohne	Störungen	derWirtschaftsabläufe	auszuführen	sind,	auf	soziale	Problemlagenreagieren.	Hegel	zeichnet	das	Schreckgespenst	des	»Pöbels«,	deraufständischen	Massen,	als	konsequente	Folge	der	Eigentumsverteilungund	der	Verelendung	der	Arbeiter	im	Zusammenhang	mit	derindustriellen	Produktionsweise.	Die	private	Wohltätigkeit	lehnt	er	alsunzureichend	ab,	zumal	der	Staat	sich	über	die	Gewährung	vonArmenhilfe	auch	die	Disziplinierungsgewalt	sichert	(Hegel	1821,	§	238ff.).In	diesen	frühen	Überlegungen	zum	Sozialstaat	�inden	sich	bereitsalle	wesentlichen	Elemente	des	heutigen	liberalenSozialstaatskonzepts,	d.	h.	so	wenig	wie	möglich	Eingriffe	in	die	freieMarktwirtschaft	bei	gleichzeitiger	Ausrichtung	der	staatlichenArmutspolitik	auf	die	Absicherung	eines	Existenzminimums	und	aufstaatlich	organisierte	Arbeitsbeschaffung	undBeschäftigungsmaßnahmen,	die	sowohl	der	Rückkehr	in	Arbeit	als	auchder	Disziplinierung	durch	Arbeit	dienen.



In	praktische	Politik	umgesetzt	wurde	die	Sozialstaatsidee	inDeutschland	Ende	des	19.	Jahrhunderts.	Kaiser	Wilhelm	I	proklamiertein	seiner	Kaiserlichen Botschaft vom 17. November 1881	die	politischeNotwendigkeit,	soziale	Kon�likte	nicht	ausschließlich	durchRepressionen	(die	Arbeiterbewegung	war	durch	das	1878verabschiedete	Sozialistengesetz	kriminalisiert	worden)	einzudämmen,sondern	den	inneren	Frieden	im	Lande	auch	durch	einUnterstützungssystem	»zur	Heilung	der	sozialen	Schäden«	zu	wahren.Geboren	war	die	Idee	vor	allem	aus	der	Angst	vor	»englischenVerhältnissen«,	da	in	der	damaligen	Zeit	die	»Trade	Unions«(Gewerkschaften)	in	England	gewaltigen	Ein�luss	unter	den	Arbeiternerlangten	und	die	Massenstreiks	und	Aufstände	das	gesamteWirtschaftsgefüge	zu	bedrohen	schienen.	Auf	der	Grundlage	derKaiserlichen	Botschaft	führte	Reichskanzler	Otto von Bismarck	dasSystem	der	Sozialversicherungen	ein.	Arbeitgeber	und	Arbeitnehmerzahlten	Beiträge	in	eine	staatliche	Versicherung	ein,	die	Ende	des	19.Jahrhunderts	zunächst	das	Risiko	von	Krankheit	(Krankenversicherung1883),	Arbeitsunfällen	(Unfallversicherung	1884)	und	Armut	im	Alter(Rentenversicherung	1889)	absicherte.	Ende	der	1920er	Jahre	kam	dieArbeitslosenversicherung	(1927)	hinzu	und	erst	in	den	1990er	Jahrendie	P�legeversicherung	(1995).	Das	Konzept	der	Sozialversicherungverband	den	Gedanken	der	Selbsthilfe,	die	mangels	Ressourcen	derBeschäftigten	ohne	Hilfe	von	außen	kein	funktionierendes	Systemergeben	konnte,	mit	dem	Verursacherprinzip,	durch	welches	dieProduzenten,	die	sich	die	Arbeitskraft	der	Beschäftigten	zu	Nutzemachten,	an	den	Kosten	der	sozialen	Risiken	beteiligt	wurden.	DieSozialversicherung	verband	so	die	öffentliche	Absicherung	typischerLebensrisiken	mit	der	Entlastung	des	Staates	von	sozialen	Kosten.Das	System	der	Sozialversicherungen	ist	im	Kern	bis	heute	in	seinendamals	geschaffenen	Strukturen	erhalten	geblieben	und	bildet	inDeutschland	das	Grundgerüst	der	gesamten	sozialen	Vorsorge.Während	die	Systeme	eines	funktionierenden	Sozialstaats	entwickeltwurden,	traten	die	sozialen	Grundrechte	als	garantierte	Bürger-	undMenschenrechte	gegenüber	den	Freiheitsrechten	für	lange	Zeit	in	denHintergrund.	Nach	dem	Ende	des	Nationalsozialismus	betonten	dieMütter	und	Väter	der	Verfassung	der	Bundesrepublik	Deutschland	diedem	Einzelnen	verbürgten	und	durchsetzbaren	Freiheitsrechte,



konnten	sich	aber	nicht	zur	expliziten	Aufnahme	sozialer	Rechte	in	denGrundrechtskatalog	durchringen.	Lediglich	das	Sozialstaatsprinzip	inArt.	20	Abs.	1	GG	verp�lichtet	die	Bundesrepublik	auf	das	Konzept	desSozialstaats.	Was	dies	jedoch	im	Einzelnen	bedeutet,	war	und	ist	bisheute	umstritten.	Eine	grobe	Einteilung	lässt	drei	verschiedeneSozialstaatstheorien	erkennen:a)				Das	Sozialstaatsprinzip	der	Verfassung	erteilt	dem	Gesetzgebereinen	Auftrag,	dem	Bürger	ein	soziales	Sicherungssystem	zurVerfügung	zu	stellen.	Die	Gestaltung	dieses	Systems	liegt	allein	inder	Hand	des	demokratisch	gewählten	Gesetzgebers	(derParlamente).	Die	Verfassung	verp�lichtet	weder	zu	bestimmtenLeistungen	noch	zu	einem	bestimmten	Schutzniveau	(Bachof,VVDStRL	12	(1954),	S.	39,	43).b)				Das	Sozialstaatsprinzip	erhält	seinen	Wesensgehalt	erst	durch	dieenge	Verzahnung	mit	der	Verp�lichtung	allen	staatlichen	Handelnsauf	die	Menschenwürde	(Art.	1	Abs.	1	GG),	denGleichheitsgrundsatz	(Art.	3	Abs.	1	GG)	und	die	übrigenFreiheitsrechte.	Nach	diesem	Ansatz	werden	die	sozialenGrundrechte	als	notwendige	Voraussetzung	für	die	Verwirklichungder	Freiheitsrechte	gesehen	(Böckenförde	1991,	S.	146,	149)	undder	Sozialstaat	dieser	Verwirklichung	verp�lichtet(Freiheitsfunktionalität	des	Sozialstaats,	siehe	Heinig	2008,	S.	222).c)				Das	Sozialstaatsprinzip	verp�lichtet	den	Gesetzgeber	zu	einer»Befähigungsgerechtigkeit«.	Unter	Bezugnahme	auf	den	Capability
Approach	von	Amartya	Sen	soll	es	in	der	Verantwortung	des	Staatesliegen,	möglichst	optimale	Bedingungen	für	den	Einzelnen	zuschaffen,	um	entsprechend	seinen	Fähigkeiten	ein	gutes	Lebenführen	zu	können	(Nussbaum	2007,	S.	159	f.;	Wapler,	VVDStRL	78(2019),	S.	53,	68	ff.).Die	Rechtsprechung	des	Bundesverfassungsgerichts	ist	den	Weg	des

freiheitsfunktionalen	Sozialstaatsverständnisses	(b)	gegangen	und	hatdamit	den	Mangel	an	ausdrücklichen	sozialen	Grundrechten	in	derVerfassung	kompensiert.	Der	berühmte	Verfassungsrechtler	GünterDürig	formulierte	in	einer	Kommentierung	aus	dem	Jahr	1958:



»die	Menschenwürde	als solche ist auch getroffen, wenn der Mensch gezwungen ist,
ökonomisch unter Lebensbedingungen zu existieren, die ihn zum Objekt erniedrigen.«	(Dürig1958,	Art.	1	I	Rn.	43)Das	freiheitsfunktionale	Verständnis	des	Sozialstaats	grenzt	sicheinerseits	ab	gegen	ein	ordnungsrechtlich	motiviertes»staatsfunktionales«	Verständnis	von	sozialer	Sicherheit	undandererseits	von	einem	paternalistischen	Wohlfahrtsstaat,	der	denBürger	auf	eine	»gute	Lebensführung«	verp�lichtet.Die	Konsequenz	aus	der	engen	Anbindung	des	Sozialstaatsprinzipsan	die	Grundrechte	und	insbesondere	an	die	Menschenwürde	warzunächst	die	Ausstattung	des	Einzelnen	mit	Rechtsansprüchen	aufSozialleistungen,	durch	die	der	Mensch	vom	dankbar	empfangendenUntertan	zum	eigenverantwortlich	handelnden	Bürger	wird	(BVerwG	v.24.6.1954	–	V	C	78.54).	Deutlichster	Ausdruck	der	gestärktenRechtsposition	des	Einzelnen	gegenüber	dem	Staat	war	1962	dieErsetzung	des	vom	Almosenprinzip	geprägten	Fürsorgerechts	durchdas	Bundessozialhilfegesetz	(BSHG)	mit	individuellenRechtsansprüchen	auf	Geldleistungen.	Ein	verfassungsrechtlichgesicherter	Anspruch	auf	ein	bestimmtes	Niveau	sozialer	Absicherungwar	damit	noch	nicht	verbunden.	Erst	zu	einem	sehr	viel	späterenZeitpunkt	sollte	sich	in	der	Rechtsprechung	desBundesverfassungsgerichts	der	Anspruch	des	Einzelnen	auf	eine	derMenschenwürde	entsprechende	�inanzielle	Existenzsicherungentwickeln	(BVerfG	v.	29.5.1990	–	1	BvL	20/84;	BVerfG	v.	9.2.2010	–	1BvL	1/09).	In	der	sog.	Hartz-IV-Regelsatz-Entscheidung	stellt	das	BVerfGfest:
»Art. 1 Abs. 1 GG erklärt die Würde des Menschen für unantastbar und verp�lichtet alle
staatliche Gewalt, sie zu achten und zu schützen (vgl. BVerfGE 1, 97 <104>; 115, 118 <152>).
Als Grundrecht ist die Norm nicht nur Abwehrrecht gegen Eingriffe des Staates. Der Staat muss
die	Menschenwürde	auch positiv schützen (vgl. BVerfGE 107, 275 <284>; 109, 279 <310>).
Wenn einem Menschen die zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Daseins notwendigen
materiellen Mittel fehlen, weil er sie weder aus seiner Erwerbstätigkeit noch aus eigenem
Vermögen noch durch	Zuwendungen	Dritter erhalten kann, ist der Staat im Rahmen seines
Auftrages zum Schutz der	Menschenwürde	und in Ausfüllung seines	sozialstaatlichen
Gestaltungsauftrages verp�lichtet, dafür Sorge zu tragen, dass die materiellen Voraussetzungen
dafür dem Hilfebedürftigen zur Verfügung stehen. Dieser objektiven Verp�lichtung aus Art. 1
Abs. 1 GG korrespondiert ein Leistungsanspruch des Grundrechtsträgers, da das Grundrecht die
Würde jedes individuellen Menschen schützt (vgl. BVerfGE 87, 209 <228>) und sie in solchen
Notlagen nur durch materielle Unterstützung gesichert werden kann.« (BVerfG v. 9.2.2010 – 1
BvL 1/09)



Die	Leistungen	müssen	aber	keine	vollständige	gesellschaftlicheInklusion	umfassen,	vielmehr	genügt	es,	wenn	über	das	physische
Existenzminimum	hinaus	ein	Mindestmaß sozialer	Teilhabegewährleistet	wird	(BVerfG	v.	9.2.2010	–	1	BvL	1/09).
Aus	der	Menschenwürde	nach	Art.	1	Abs.	1	GG	und	der	Bindung	desStaates	an	das	Sozialstaatsprinzip	leitet	sich	ein	Anspruch	aufSicherung	eines	menschenwürdigen	Existenzminimums	und	auf	einMindestmaß	an	gesellschaftlicher	Teilhabe	ab	(soziale	Sicherheit).Auch	eine	grundsätzlich	zulässige	Unterscheidung	zwischen	deutschenund	nicht	deutschen	Staatsangehörigen	�indet	ihre	absolute	Grenze	imRespekt	vor	der	Menschenwürde.
»Art. 1 Abs. 1 GG i. V. m Art. 20 Abs. 1 GG begründet einen Anspruch auf Gewährleistung eines
menschenwürdigen Existenzminimums als Menschenrecht; es steht deutschen und
ausländischen Staatsangehörigen, die sich in der Bundesrepublik Deutschland au�halten,
gleichermaßen zu …. Migrationspolitische Erwägungen können eine geringere Bemessung der
Leistungen an Asylbewerber und Flüchtlinge nicht rechtfertigen. Die	Menschenwürde	ist
migrationspolitisch nicht zu relativieren.« (BVerfG v. 18.7.2012 – 1 BvL 10/10)Allerdings,	so	das	BVerfG	in	der	sog.	Hartz-IV-Sanktionen-Entscheidung,darf	der	Gesetzgeber	Sozialleistungen	zur	Sicherung	desmenschenwürdigen	Existenzminimums	an	die	Mitwirkung	derLeistungsberechtigten	koppeln	und	die	Verletzung	vonMitwirkungsp�lichten	bis	zu	einem	gewissen	Grade	auch	durchLeistungsminderungen	sanktionieren.
»Das Grundgesetz steht auch einer Entscheidung des Gesetzgebers nicht entgegen, von
denjenigen, die staatliche Leistungen der sozialen Sicherung in Anspruch nehmen, zu
verlangen, an der Überwindung ihrer Hilfebedürftigkeit selbst aktiv mitzuwirken oder die
Bedürftigkeit gar	nicht erst eintreten zu lassen. … Das Grundgesetz steht der Entscheidung
nicht entgegen, nicht nur positive Anreize zu setzen oder reine Obliegenheiten zu normieren.
Der Gesetzgeber kann für den Fall, dass Menschen eine ihnen klar bekannte und zumutbare
Mitwirkungsp�licht ohne wichtigen Grund nicht erfüllen, auch belastende Sanktionen
vorsehen« (BVerfG v. 5.11.2019 – 1 BvL 7/16).Neben	der	Menschenwürde	bildet	der	Gleichheitssatz	(Art.	3	Abs.	1	GG)den	zweiten	zentralen	Maßstab	für	die	Gestaltung	des	Sozialstaats.	DieGewährung	von	Sozialleistungen	muss	sich	stets	an	gerechten



Verteilungsgrundsätzen	orientieren.	Alle	Unterscheidungen	bei	derZuweisung	von	Hilfen	benötigen	sachgerechte	Kriterien.	BestimmteGruppen	dürfen	nur	dann	anders	behandelt	werden	als	andereGruppen,	wenn	die	Unterschiede	in	ihren	Lebenslagen	so	gewichtigsind,	dass	sich	–	gemessen	an	den	Zielen	des	Sozialgesetzes	–	dieBenachteiligung	oder	Bevorzugung	daraus	rechtfertigen	lässt.	Sowerden	etwa	bestimmte	Leistungen	in	Abhängigkeit	von	denEinkommensverhältnissen	erbracht	(z.	B.	Wohngeld,Ausbildungsförderung),	weil	die	Gesetze	der	Zielsetzung	folgen,	dieAuswirkungen	geringer	�inanzieller	Ressourcen	auf	die	Teilhabe	amLeben	in	der	Gesellschaft	auszugleichen	oder	zu	mindern.	DerGleichheitssatz	beinhaltet	nicht	nur	das	Gebot,	Gleiches gleich	zubehandeln,	sondern	ebenso	die	Verp�lichtung,	Ungleiches ungleich	zubehandeln.	Der	Anspruch	auf	Gleichbehandlung	steht	also	demSolidaritätsprinzip	nicht	entgegen,	welches	u.	a.	dazu	führt,	dassgesetzlich	Krankenversicherte	alle	denselben	Leistungsumfangerhalten	(abgesehen	vom	Krankengeld),	obwohl	sie	Beiträge	in	ganzunterschiedlicher	Höhe	zahlen.
BeispieleDie	Arbeitgeberbeiträge	und	die	eigenen	Beiträge	von	Anton	zurGesetzlichen	Krankenversicherung	belaufen	sich	auf	ca.	750	€monatlich.	Sein	ganzes	Leben	wird	er	jedoch	relativ	gesund	bleibenund	Leistungen	nur	in	Höhe	von	durchschnittlich	500	€	im	Jahr	inAnspruch	nehmen.	Kalle	ist	dagegen	als	Geringverdiener	nur	miteinem	Beitrag	von	ca.	170	€	versichert.	Er	wird	jedoch	auf	Grund	vonchronischen	und	akuten	Erkrankungen	durchschnittlich	Leistungenim	Umfang	von	5000	€	im	Jahr	benötigen.	Hier	wird	nicht	auf	eineKongruenz	zwischen	Beitrag	und	Leistung	abgestellt,	sondern	auf	derGrundlage	des	Solidaritätsprinzips	werden	die	Beiträge	nach	demErwerbseinkommen	festgelegt	und	bei	den	Leistungen	auf	das	ausmedizinischer	Sicht	Erforderliche	abgestellt.Mia	und	Marlene	verfügen	über	das	exakt	gleicheNettoeinkommen.	Mia	erhält	Wohngeld,	Marlene	nicht.	Mia	hat	dreiKinder,	Marlene	hat	keine	Kinder.	Die	Lebenslage	ist	unterschiedlich,deshalb	wird	die	Hilfe	nicht	unterschiedslos	gewährt.



Das	Bundesverfassungsgericht	hat	immer	wieder	Sozialgesetze	fürverfassungswidrig	erklärt,	weil	bestimmte	Gruppen	zu	Unrechtungleich	oder	aber	auch	zu	Unrecht	gleich	behandelt	wurden.
BeispieleDer	Ausschluss	von	nicht	erwerbstätigen	Ausländerinnen	(mithumanitären	Aufenthaltstiteln)	vom	Elterngeld	verstößt	gegen	denGleichheitssatz,	weil	ihre	Lebensbedingungen	mit	denen	deutscherFamilien	vergleichbar	sind	und	Frauen	durch	diesen	Ausschlussmittelbar	wegen	ihrer	Mutterschaft	benachteiligt	werden	(BVerfG	v.10.7.2012	–	1	BvL	2/10).Die	Festsetzung	des	Beitragssatzes	in	der	P�legeversicherung	ingleicher	Höhe	für	Versicherte	mit	und	ohne	Kinder	erklärte	dasBVerfG	für	verfassungswidrig.	Der	Gleichheitssatz	gebiete	hier	eineUngleichbehandlung,	weil	die	Erziehung	von	Kindern	einen	Beitragzum	Generationenvertrag	darstelle	(BVerfG	v.	3.4.2001	–	1	BvR1629/94).Es	bestehen	weitere	Regelungen	im	Sozialrecht,	bei	denen	dieUnterscheidungskriterien	verfassungsrechtlich	zweifelhaft	sind,	z.	B.:•		die	Anrechnung	des	Elterngeldes	für	nicht	Erwerbstätige	auf	dieLeistungsansprüche	nach	SGB	II,	SGB	XII	und	Kinderzuschlag,	nichtaber	auf	BAföG	und	andere	Leistungen	zur	Sicherung	desLebensunterhalts;•		härtere	Sanktionen	im	SGB	II	für	Leistungsberechtigte	unter	25Jahren	als	für	solche	ab	25	Jahren	(Stellungnahme	des	DeutschenVereins	zum	Regierungsentwurf	eines	Neunten	Gesetzes	zurÄnderung	des	Zweiten	Buches	Sozialgesetzbuch	–Rechtsvereinfachung,	BR-Drs.	66/16,	vom	16.	März	2016,	NDV	2016,193	ff.;	Janda,	SGb	2015,	301	ff.;	in	seiner	sog.	Hartz-IV-Sanktionen-
Entscheidung	BVerfG	v.	5.11.2019	–	1	BvL	7/16	–	hat	sich	das	BVerfGdazu	ausdrücklich	nicht	geäußert).
Aus	dem	Gleichheitssatz	nach	Art.	3	Abs.	1	GG	leitet	sich	dieVerp�lichtung	des	Staates	und	der	individuelle	Anspruch	des	Bürgers



auf	eine	gerechte	Gestaltung	des	Sozialrechts	ab	(sozialeGerechtigkeit).Auch	aus	dem	Zusammenspiel	des	Sozialstaatsprinzips	mit	derallgemeinen	Handlungsfreiheit	(Art.	2	Abs.	1	GG)	und	dem	Recht	ausLeben	und	körperliche	Unversehrtheit	(Art.	2	Abs.	2	Satz	1	GG)	könnensich	mittelbar	Leistungsansprüche	ergeben.
»Es ist mit den Grundrechten aus Art. 2 Abs 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip
und aus Art. 2 Abs 2 Satz 1 GG nicht vereinbar, einen gesetzlich Krankenversicherten, für dessen
lebensbedrohliche oder regelmäßig tödliche Erkrankung eine allgemein anerkannte,
medizinischem Standard entsprechende Behandlung nicht zur Verfügung steht, von der
Leistung einer von ihm gewählten, ärztlich angewandten Behandlungsmethode
auszuschließen, wenn eine nicht ganz entfernt liegende Aussicht auf Heilung oder auf eine
spürbare positive Einwirkung auf den Krankheitsverlauf besteht« (BVerfG v. 6.12.2005 – 1 BvR
347/98).Da	die	Verfassung	keine	expliziten	sozialen	Grundrechte	enthält,bleiben	dem	Gesetzgeber	bei	der	Gestaltung	der	sozialenSicherungssysteme	weitgehende	Freiheiten,	solange	einmenschenwürdiges	Dasein	für	alle	gewährleistet	ist.	Allerdings	musssich	der	Gesetzgeber	bei	der	Ausgestaltung	des	Sozialrechts	am

Grundsatz der	Verhältnismäßigkeit	messen	lassen.	Danach	muss	beiEingriffen	in	die	Rechte	des	Bürgers	unter	verschiedenen	Maßnahmen,mit	denen	ein	bestimmtes	staatliches	Ziel	erreicht	werden	kann,	immerder	mildeste	Eingriff	gewählt	werden;	es	besteht	ein	Übermaßverbot.Geht	es	aber	um	die	Gestaltung	von	Leistungen,	so	wird	derGesetzgeber	auf	ein	Mindestmaß	an	sozialem	Schutz	verp�lichtet;	esbesteht	ein	Untermaßverbot	(BVerfG	v.	28.5.1993	–	2	BvF	2/90).	Nur	inseltenen	Fällen	kann	aber	unmittelbar	aus	der	Verfassung	ein	Anspruchauf	eine	bestimmte	Leistung	abgeleitet	werden.Während	die	sozialen	Grundrechte	in	Deutschland	nur	auf	Umwegen(insbesondere	über	den	Schutz	der	Menschenwürde,	das	Recht	aufLeben	und	körperliche	Unversehrtheit	und	das	Sozialstaatsprinzip)eine	begrenzte	Geltung	beanspruchen	können,	wurden	sie	aufinternationaler	Ebene	zum	festen	Menschenrechtsbestand.	Der	Einstiegerfolgte	durch	die	»Allgemeine	Erklärung	der	Menschenrechte«	derVereinten	Nationen	von	1948,	in	deren	Art.	25	es	heißt:



»Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie Gesundheit und
Wohl gewährleistet, einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche Versorgung und
notwendige soziale Leistungen, sowie das Recht auf Sicherheit im Falle von Arbeitslosigkeit,
Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei anderweitigem Verlust seiner
Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.«Eine	weitere	Ausgestaltung	und	Konkretisierung	erhielten	die	sozialenGrundrechte	im	»Internationalen	Pakt	über	wirtschaftliche,	soziale	undkulturelle	Rechte«	der	Vereinten	Nationen	von	1966,	der	inDeutschland	als	Gesetz	gilt	(Bundesgesetzblatt	1973	II,	S.	1569).	DerPakt	enthält	ein	Recht	auf	Arbeit,	auf	Arbeitsschutz,	auf	einenangemessenen	Lebensstandard,	Wohnen,	Gesundheit	und	Bildung.	InArt.	7	wird	z.	B.	das	Recht	auf	ein	Arbeitsentgelt	anerkannt,	welchesArbeitnehmerinnen	einen	angemessenen	Lebensstandard	für	sichselbst	und	ihre	Familien	sichert.	Soziale	Rechte	mit	dem	Fokus	aufKinder	enthalten	auch	die	Art.	26,	27	des	»Übereinkommens	über	dieRechte	des	Kindes«	(UN-Kinderrechtskonvention,	KRK),	das	seit	1992für	Deutschland	verbindlich	ist	(Bundesgesetzblatt	1992	II,	S.	990).In	Deutschland	gab	es	im	Jahresdurchschnitt	2019	rund	120.000Menschen,	die	durch	die	Ausweitung	von	Niedriglohn-	und	Leiharbeitzusätzlich	zu	einer	sozialversicherungsp�lichtigen	VollzeitbeschäftigungLeistungen	nach	dem	SGB	II	in	Anspruch	nehmen	mussten.	Insgesamtist	rund	ein	Viertel	aller	erwerbsfähigen	Hartz-IV-Empfängererwerbstätig	(BA	Statistik,	Grundsicherung	für	Arbeitsuchende	nachdem	SGB	II,	Erwerbstätige	erwerbsfähige	Leistungsberechtigte,Monats-	und	Jahreszahlen):	im	Jahresdurchschnitt	2019:	26	%).	Siekönnen	ihre	Rechte	aus	dem	Pakt	aber	nicht	vor	einem	deutschenGericht	einklagen,	weil	in	ihm	nur	die	Verp�lichtungen	der	Staatenfestgehalten	sind,	nicht	aber	Rechtsansprüche	der	einzelnen	Bürgerin.Bereits	1946	wurde	die	International	Labour	Organisation	(ILO),	die1919	zum	Schutz	der	sozialen	Rechte	der	Arbeiter	gegründet	wordenwar,	als	erste	Sonderorganisation	der	Vereinten	Nationen	anerkannt.Deutschland	ist	Mitglied	dieser	Organisation	und	hat	alle	sog.Kernarbeitsnormen	rati�iziert,	die	sich	u.	a.	auf	dasDiskriminierungsverbot,	die	Vereinigungsfreiheit	und	das	Verbot	vonKinder-	und	Zwangsarbeit	beziehen.Ende	2009	ist	auch	die	Grundrechte-Charta	der	Europäischen	Union(GRC)	in	Kraft	getreten	und	gilt	für	die	Bereiche,	in	denen	die	EU	die



Kompetenz	zur	Rechtsetzung	hat.	Im	Unterschied	zur	EuropäischenMenschenrechtskonvention	(EMRK)	werden	in	der	Charta	auch	sozialeGrundrechte	gewährleistet	(Art.	27–38	GRC).	Viele	der	Rechte	aufSozialleistungen	sind	jedoch	sehr	allgemein	gehalten	und	oft	auch	mitdem	Zusatz	versehen:	»nach Maßgabe des Unionsrechts und der
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gep�logenheiten«.	Trotz	dieserEinschränkungen	entnimmt	der	EuGH	diesen	Regelungen	verbindlicheVerp�lichtungen	für	die	Mitgliedstaaten,	so	etwa	den	Anspruch	aufeinen	bezahlten	Jahresurlaub	aus	Art.	31	Abs.	2	GRC	(EuGH	v.	30.6.2016–	C-178/15	»Sobczyszyn«).
1.3       Struktur des SozialrechtsNicht	alle	rechtlichen	Regelungen,	die	dem	Ausgleich	sozialerUnterschiede	und	Belastungen	dienen	(soziales	Recht),	sind	zugleichauch	Sozialrecht	im	formellen	Sinne.	Hierunter	fallen	nur	die	Gesetze,die	im	Sozialgesetzbuch	zusammengefasst	werden.	Überwiegendhandelt	es	sich	dabei	um	Leistungsansprüche	gegenüber	öffentlichenTrägern,	dazu	gehören	aber	auch	Eingriffsrechte,	wie	etwa	dieInobhutnahme	in	§	42	SGB	VIII,	und	die	Regelungen	über	dieZusammenarbeit	zwischen	öffentlichen	Leistungsträgern	und	privatenLeistungserbringern	in	den	verschiedenen	Sozialgesetzen.	DasSozialrecht	lässt	sich	wie	folgt	in	das	deutsche	Rechtssystem	einordnen( 	Abb.	1):1.		Das	Sozialrecht	gehört	zum	öffentlichen Recht	(im	Unterschied	zumPrivatrecht).2.		Das	Sozialrecht	ist	Teil	des	Verwaltungsrechts.3.		Das	Sozialrecht	ist	überwiegend	im	Sozialgesetzbuch	geregelt.	DieEntschädigungsleistungen,	ein	Teil	der	Ausbildungsbeihilfen,	dieFamilienleistungen	und	das	Wohngeld	sind	allerdings	nicht	im	SGB,sondern	in	gesonderten	Einzelgesetzen	(z.	B.	BAföG)	beschrieben.In	§	68	SGB	I	wird	jedoch	bestimmt,	dass	diese	Einzelgesetze	alsbesondere	Teile	des	SGB	gelten.	Die	Bereiche,	die	dem	Sozialrechtzugeordnet	werden,	sind	in	§§	18	bis	29	SGB	I	aufgeführt.


